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DRINGLICHE ANFRAGE von Emy Lalli (SP, Zürich) und Katharina Prelicz-Huber (Grüne, 

Zürich) sowie Mitunterzeichnende 
 
betreffend Auswirkungen bei Annahme des Gesundheitsartikels  
__________________________________________________________________________ 
 
 
Am 1. Juni 2008 findet die eidgenössische Abstimmung zur Volksinitiative «Für Qualität und 
Wirtschaftlichkeit in der Krankenversicherung» statt.  
Zu den Errungenschaften des neuen Krankenversicherungsgesetzes aus dem Jahr 1994 
gehört ein umfassender Leistungsbereich, der neben Krankheit, Mutterschaft und subsidiärer 
Unfalldeckung vor allem auch die Pflegekosten abdeckt. Mit dem Versicherungsobligatorium 
und der Einheitsprämie wird Solidarität quer durch alle Altersstufen und zwischen den Ge-
schlechtern garantiert.  
 
Der zur Abstimmung vorliegende Verfassungsartikel greift umfassend in dieses Regelwerk 
der Krankenpflegeversicherung ein, die erwähnten Errungenschaften werden in Frage ge-
stellt. Neu soll der Wettbewerb unter den Leistungserbringern mit hoher Priorität verankert 
werden. Dies würde zu einem zunehmenden Druck vor allem für die Arbeitnehmenden in 
diesen Institutionen führen, was dann leicht Auswirkungen auf die Qualität hat.  
Bei der Pflegebedürftigkeit wäre im neuen Verfassungstext nur noch eine KANN-
Formulierung vorgesehen. Die Finanzierung der Pflege, insbesondere im Alter und bei den 
Behinderten, müsste so unter Umständen ausserhalb der obligatorischen Krankenversiche-
rung geregelt werden.  
 
In diesem Zusammenhang bitten wir den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fra-
gen:  
 
1. Wie stellt sich der Regierungsrat zur Änderung dieses Verfassungsartikels?  
 
2. Wie beurteilt der Regierungsrat die Folgen für pflegebedürftige Menschen, falls wegen 

der Verfassungsänderung die Pflegekosten nicht mehr als zwingender Leistungsbereich 
im KVG verankert sind?  

 
3. Welche Konsequenzen bezüglich der Arbeitsbedingungen und der Arbeitsmotivation 

sieht der Regierungsrat für die Arbeitnehmenden, wenn sich die Institutionen hauptsäch-
lich nach Wettbewerbsprinzipien organisieren müssen?  

 
4. Welche Auswirkungen könnte der neue Verfassungsartikel nach Meinung des Regie-

rungsrates auf die vom Kanton erbrachte Leistungen und Verpflichtungen haben (z.B. 
Ergänzungsleistungen, Spitexleistungen und kantonale Beihilfen etc.)? 
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